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Israels reflexhafte Ablehnung des  
Fatah-Hamas-Abkommens 

Völlig überraschend einigten sich Fatah und Hamas am 
27. April in Kairo darauf, ihren seit vier Jahren andau-
ernden blutigen Konflikt zu beenden und eine aus 
Experten bestehende gemeinsame Regierung zu bilden. 
Deren Aufgabe solle darin bestehen, so Mahmud Ab-
bas, den Gazastreifen wieder aufzubauen und inner-
halb eines Jahres gemeinsame Wahlen vorzubereiten. 
Für den Verhandlungsprozess mit Israel, so Abbas wei-
ter, werde die neue Regierung nicht zuständig sein, 
sondern er selbst und die PLO. Er werde es nicht zulas-
sen, dass es zur Anwendung von Gewalt komme. Pa-
rallel dazu erklärte Mahmud Zahar, Führer der Hamas in 
Gaza, dass die Hamas weiterhin nicht bereit sei, Israel 
anzuerkennen oder auf die Anwendung militärischer 
Mittel zu verzichten. 
 
Es ist völlig offen, ob und wie lange dieses Abkommen 
halten wird. Unklar ist auch, wie das Zusammenwirken 
zwischen der neuen Einheitsregierung, der PLO bzw. 
der Fatah und der Hamas aussehen wird. Aber es weist 
den Weg in Richtung eines politischen Prozesses, der 
neue Perspektiven für den Stillstand im Friedensprozess 
eröffnet und alle beteiligten Akteure, besonders jedoch 
Israel, mit einer ganz neuen Situation konfrontiert. Mit 
diesem Abkommen setzt Abbas seine politische Offen-
sive fort und erhält jene politische Legitimität, die ihm 
seit dem formalen Ende seiner Präsidentschaft im Ja-
nuar 2010 fehlt. Nun kann er im September als der 
legitime Vertreter aller Palästinenser in der Westbank 
und Gaza vor der UN auftreten und dort die Anerken-
nung eines palästinensischen Staates fordern. 
 
Die israelische Regierung wurde von der Ankündigung 
des Fatah-Hamas Abkommens überrascht. Trotzdem 
brauchte Pemier Netanyahu nur zwei Stunden, um das 
von Ägypten vermittelte Abkommen  abzulehnen. „Es 
kann nicht zugleich Frieden mit der Hamas und mit 
Israel geben“ war seine Botschaft an die 
palästinensische Seite, besonders jedoch an Mahmud 
Abbas. Dabei scheint es keine Rolle zu spielen, dass 
diese Aussage in völligem Widerspruch zu dem von 
Netanyahu bisher stets vorgetragenen Argument steht, 
dass die Spaltung zwischen Fatah und Hamas und das 
Fehlen eines Gesprächspartners, der für alle 
Palästinenser spricht, eines der zentralen Hindernisse für 
Fortschritte im Friedensprozess sei. 
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schen Seite sofort als Bedrohung Israels zu klassifizie-
ren, um diese dann als Vorwand für die eigene politi-
sche Inaktivität zu benutzen. Seit seinem Regierungsan-
tritt im Frühjahr 2009 regiert Netanyahu auf diese 
Weise. Die Bewahrung des Status-Quo ist das Merkmal 
seiner Politik gegenüber den Palästinensern, die im Kern 
in der Fortführung der Siedlungs- und Besatzungspolitik 
und der Ablehnung einer Teilung Jerusalems besteht. 
Denn Netanyahu weiß, dass jeder substanzielle Schritt 
im Friedensprozess sofort zum Auseinanderbrechen 
seiner rechten Regierungskoalition führen kann. Diese 
Politik des reinen Machterhalts erinnert fatal an die 
Jahre des Stillstands und der Stagnation während der 
Shamir-Regierung in den 80er Jahren. 
 
Netanyahu wird demnächst zu politischen Gesprächen 
nach Europa und nach Washington reisen. Bisher 
bestand das Hauptziel dieser Reisen darin zu 
verhindern, dass Israels westliche Partner die 
Anerkennung eines palästinensischen Staates durch die 
UN unterstützen. Jetzt ist ein weiterer Punkt auf die 
Agenda gekommen: Netanyahu wird seine 
Gesprächspartner auffordern, sich an Israels Seite zu 
stellen und die neue palästinensische Einheitsregierung 
weder anzuerkennen noch mit ihr zusammen zu arbei-
ten - also eine Fortsetzung jener Boykottpolitik, die sich 
inzwischen als Sackgasse erwiesen hat. 
 
Die derzeitige israelische Regierung ist offenbar nicht in 
der Lage, die sich in der Region und nun auch im 
Verhältnis zwischen Fatah und Hamas vollziehenden 
tiefgreifenden Veränderungen als Chance zu sehen, mit 
eigenen politischen Initiativen im Nahostkonflikt Einfluss 
auf die Entwicklungen zu nehmen. Während sich die 
Region in einem dramatischen Wandel befindet, hält 
die israelische Regierung an alten Politikkonzepten fest. 
Das früher oft zitierte Diktum, dass die Palästinenser 
keine Gelegenheit verpassten, eine politische 
Gelegenheit zu verpassen, hat sich in sein Gegenteil 
verkehrt und ist inzwischen zu einem Qualitätsmerkmal 
israelischer Politik geworden. Auch die m~äÉëíáåÉ=m~éÉêë=
haben gezeigt, dass selbst weit reichende politische 
Angebote der anderen Seite umgehend als 
unzureichend abgelehnt werden, ohne dass ernsthafte 
eigene politische Vorschläge gemacht werden. Israel 
isoliert sich mit dieser Politik international nicht nur 
zunehmend sondern vergibt auch jede Chance, die 
eigenen Interessen aktiv in den sich neu formierenden 
Nahen Osten einzubringen. 
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Natürlich beinhaltet der Beginn eines Verhandlungs-
prozesses mit einer neu formierten palästinensischen 
Führung eine Reihe von Unwägbarkeiten und Risiken. 
Es ist überhaupt nicht ausgemacht, dass die weiterhin 
bestehenden Differenzen zwischen Hamas und Fatah 
nicht wieder offen ausbrechen. Aber die vergangenen 
Jahre haben gezeigt, dass es keine echte Alternative zu 
einer politischen Einbindung der Hamas in den 
Friedensprozess gibt. Sie haben die Macht im 
Gazastreifen und repräsentiert die 1,5 Millionen dort 
lebenden Palästinenser. Ohne sie gibt es weder Frieden 
mit Israel noch die Zwei-Staaten-Lösung, die vor dem 
Hintergrund der demographischen Entwicklung und der 
damit verbundenen Perspektive eines binationalen 
Staates so sehr im Interesse Israels liegt. Mit dem 
Versuch, die Hamas durch die Blockade des 
Gazastreifens zu schwächen bzw. sie international zu 
isolieren, ist Israel gescheitert. Die Einigung zwischen 
Hamas und Fatah könnte nun tatsächlich die Chance 
eröffnen, die Hamas in einen politischen Prozess zu 
integrieren und mit Unterstützung der USA und Euro-
pas schließlich zu einem Ausgleich zu kommen.  
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